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SPD-Ratsfraktion

Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Ratsmitglied SSW

Zu Punkt                     der Tagesordnung

Interfraktioneller Antrag 0035/2009

öffentlich

12.01.2009

Datum Gremium Antragsteller/in

Ö 15.01.2009 Ratsversammlung Ratsherr Kokocinski, SPD-

Ratsfraktion

Ratsfrau Erdmann, Ratsfraktion B90/Die Grünen

Ratsfrau Danker, SSW

Betreff:

Mehr LehrerInnenstellen für Kiel - Neue gebundene Ganztagsschulen für Gaarden und 

Mettenhof

Antrag:

Die Oberbürgermeisterin wird aufgefordert, bei der Landesregierung für die Einrichtung zu-

sätzlicher gebundener Ganztagsschulen in Kiel zu werben und sich für die Bereitstellung von 

zusätzlichen Lehrerstellen ab dem Schuljahr 2009/2010 und für die beantragten neuen ge-

bundenen Ganztagsschulen

- Gemeinschaftsschule am Bildungszentrum Mettenhof,

- Gemeinschaftsschule Gustav-Friedrich-Meyer-Schule und

- Stadtteilschule Hans-Christian-Andersen

einzusetzen.

Begründung:

Das Land Schleswig-Holstein beabsichtigt, in den kommenden Jahren Stellengegenwerte 

von insgesamt ca. 100 Lehrerstellen für die Einrichtung gebundener Ganztagsschulen bereit 

zu stellen, die an Standorten mit besonderem Förderbedarf (z.B. soziale Brennpunkte, hoher 

Anteil von Migrantinnen und Migranten an der Bevölkerung) entstehen sollen. Auf Grundlage 

dieses Landtagsbeschlusses zum Doppelhaushalt 2009/2010 bestehen für Stadtteile wie 

Gaarden und Mettenhof die Möglichkeit, zusätzliche Lehrerstellen für neue gebundene 

Ganztagsschulen zu erhalten. Die Ratsversammlung hat im November 2008 beschlossen, 

zusätzlich zu den bestehenden gebundenen Ganztagsschulen, zwei weitere für Kiel beim 

Land zu beantragen. Diese sollen in Gaarden und Mettenhof entstehen. Zudem ist die Stadt-

teilschule Hans-Christian-Andersen in Gaarden seit 2007 als weitere gebundene Ganztag-

schule beim Land beantragt. 

Für alle drei Schulen sind neben den baulichen auch pädagogische Grundlagen zu schaffen 

um dieses umzusetzen.
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Das Land wird im Laufe des Frühjahres 2009 über den Antrag der Landeshauptstadt Kiel zur 

Umsetzung der Schulreform entscheiden. Es wird befürchtet, dass zum Zeitpunkt der Ge-

nehmigung die Stellengegenwerte schon anderweitig verplant sind. Darum ist ein En-

gagement der Oberbürgermeisterin jetzt erforderlich.

Gez. Ratsherr Peter Kokocinski f. d. R.

Gez. Ratsfrau Anke Erdmann f. d. R.

Ratsfrau Antje Danker f. d. R.


